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Von der Absonderung ZUr passung
Das Verhältnis der Mennoniten ZU AAR 1im ahrhundert
or erkung

Die Literatur diesem ema iSst nicht sechr umfangreich; ich konnte
eben fünf Autsätze entdecken.‘! Dazu gibt 1nWEe1se 1m Mennonitischen
Lexikon.“ In Darstellungen der mennonitischen Geschichte® insgesam
wird das Thema VOL em der Wehrpflicht Rande eru
Dies 1St angesichts VO grundsätzlichen Problemstellungen verwunder-
ich Die Geschichtsschreibung VO und für Mennoniten untersucht ach
W1€Ee VOL hauptsächlic das Verhalten der Täufer/Mennoniten gegenüber
den Obrigkeiten 1im Reformationszeitalter. Fur diesen Zeitraum 5-

gibt CS zahlreiche und gründliche Darstellungen.“
Voraussetzungen

eologie der Absonderung
Im Verhältnis der ennonıten ZUuU 24 wirkten sich in en Zeiten
theologische und soziale, politische und wirtscha  1C  k  e; rechtliche und
individuelle Elemente AU:  ® Das Geflecht VO Ursachen und edingungen
rte oft iın derselben Situation unterschiedlichen Entscheidungen
un: Auswirkungen. 1nes der wichtigsten Themen Wr für S1Ee die geg-
NUNg mit dem 9} Sie kritisierten ihn, weil eın ewaltmonopol wahr-
nahm, j1ege führte, die Todesstrafe anwandte und in religiösen Fragen

Alle in den Mennonitischen Geschichtsblättern (MGBID) CrOUS, ermann VO  -
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wang ausuüubte. Andererseits S1C durchaus damit einverstanden,
4Ss Recht und OIfenNtlıche Ordnung aufrecht rhielt Sie CIrW;  n,
24SS soziale und wirtschaftliche Strukturen aufbaute und rhielt Um-
gekehrt aber suchten S1E sich seinen Verfolgungen entziehen.

DIie Täufer der Reformationszeit als religiöse Minderheit VCI-

olg worden. Die Akten verzeichnen in der Schweiz, Österreich, Deutsch-
and und den Niederlanden ber 07018 Martyrien,” die letzte Hinrichtung
einer Täuferin fand 1626 in Rheinfelden statt.© DiIie Vertreibungen VOT al-
lem AUS der chweiz gingen His 1Ns Viertel des ahrhunderts.
Viele Täaufer begriffen sich als Schafe ölfen und glaubten, eın
christgemälses Leben 1L1UTE in der sonderung ren können.‘ 1ese
Begegnungen mıiıt der Obrigkeit verstanden S1C VOL dem Hintergrund ih-
rer jeweiligen Theologie: die chweizer Brüder urc die Lehre
VO der „Absonderung‘“, w1€e S1Ce das „Schleitheimer Bekenntnis“ anhand
VO 2 Kor 6,14{f. und Jes 48,20 vertrat, beeindruckt Die Mennoniten in
Niederdeutschland unterschieden sich davon UuUurc die Lehre VO „Send-

CSboten und VO der „Gemeinde hne Flecken un Runzeln“ (Eph 5,2%)
In beiden Fällen wurde die jeweilige Obrigkeit als eine feindliche Macht
begriffen, die eher dem 1er A dem Abgrund (Apk 15) als einem
wohlwollenden Oormen (Rom 15) OriıenNtIerten Rat der Fursten glic DIie
Obrigkeiten liefßßsen aum Zweifel daran, A4SSs S1C Abweichungen VO  - der
religiösen Norm mı1ıt Gewalt verfolgen würden, weil S1e W1€E auch die
römisch-katholische der die protestantischen Landeskirchen davon
überzeugt ass Bürgergesellschaft und Christengemeinde de-
ckungsgleich SCE1N un bleiben ollten twas anderes hielten S1C nicht für
möglich, insofern stehen die Täufer Begiınn der Entwicklung ZUrFC

pluralistischen Umgestaltung der Gesellschaft, W1E WIr S1C heute gewohnt
sind.

Schweizer Brüder und Mennoniten machten im Laufe der eıit urch-
AUS$S unterschiedliche Erfahrungen mıit den jeweiligen Obrigkeiten. Beide
suchten zunächst die Möglichkeit, ungestort ihres A4auDens en

Der Blutige Schau-Platz Oder Martyrer-Spiegel der Taufsgesinnten oder Wehrlosen
Christen, welche in den ersten Jahrhunderten gelitten aben, und getödtet sind
worden, VO den Leiden Christi his den Ausgang dieses Jahrhunderts, und
begreift in sich ine Zeit VO hundert Jahren, Pirmasenz 1759

Jecker, Die Hinrichtung einer Täauferin in Rheinfelden: die letzte 1im rühneu-
zeitlichen Europa? In MGBI 1997,
Brüderliche Vereinigung etliıcher er Gottes, sieben Artikel betreffend, Schaff-
hausen 152

Hoffman (Hg'); Prophetische gesicht vnd Offenbarung der götlichen wur-
ckung dieser letzten eıit die VO: AA Jar bifs in dz Eiıner ZOLLES lieh-
haberin durch den eiligen gelst geoffenbart seind welcher hie in disem buüchlin.

verzeichnet seindt, Straißsburg 1530; A3a, M5a;
Riedemann,, Rechenschaft 115Irer eligion, TE und Glaubens. Von den

Brüdern, die 1114  = die Huterischen nn  ‚9 1550;
C) MennoO SIiMONS, Fundament des Glaubens, Bielefeld 1996
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(Hab 2,4) und annn auch die Möglichkeiten der beruflichen Entfaltung,
sowchl 1im gewerblichen als auch landwirtschaftlichen Bereich. Das g '
lang den Mennoniten besser als den Schweizer Brüdern.

erRun, der Mennoniten In Nord und Stid

DIie Mennoniten in Deutschland en Zwel urzeln: einmal die ‚Schwei-
ZCI Brüder‘“ und ZU anderen die „Mennoniten der Niederlande DIie
Schweizer ru  er die Anfang standen, wuchsen A der Z/winglischen
Reformation in Zürich heraus. Ihr volkskirchlicher nNnsatz wurde UuUrc
obrigkeitliche Gewalt ZEersStOr‘ Viele wurden „ausgeschafft“ der verlie-
isen ihre eimat freiwillig, zunächst gingen S1Ee in das Elsass und die Pfalz,
spater ann in die USA, VOTLT em ach Pennsylvanien.

DIie ennonıten sammelten die Versprengten der melchioritischen
Reformation in den Niederlanden Viele wurden A den spanischen Nıe-
derlanden vertrieben und: in den nördlichen Niederlanden
1578 ihre Duldung, die ihnen eine gedeihliche En  icklung ermöglichte.
Zuvor ELTW:; 000 Mennoniten in das polnische Westpreufßen geflo-
hen und konnten dort His ZULC. Annektierung Westpreulsens aAb 1/472 UuUurc
Brandenburg-Preufßen gut leben  7 Vor die Wahl gestellt, sich mıiıt den For-
derungen der preußsischen Verwaltung arranglieren, wanderten ETW:;
eın Drittel der Mennoniten A19) 755/859 in die Ukraine AUS  10

Beide Gruppen hatten also Beginn des Jahrhunderts intens1ve,
WECNN auch unterschiedliche Erfahrungen mit den jeweiligen Obrigkeiten
bzw den entstehenden Staaten. Aus beiden Gruppen im Jahr-
hundert einzelne Familien und Gruppen ausgewandert, die Schwe:i-
ZCT Brüder gingen in die eCUu«rc Welt, zunächst ach Pennsylvanien, die
westpreulßsischen Mennoniten in das Cu«t usslan: in der Ukraine.

Zu Beginn des ahrhunderts lebten in der Pfalz, links des Rheins,
ECTW:; 01018 Mennoniten in CELW:; Gemeinden und im rechtsrheinischen
Baden und Württemberg EL W:; 500 Mennoniten, die letzteren verstLian-
den sich als eine Gemeinde mıiıt mehreren Predigtplätzen. Die „Schweizer
Brüder“, die jetzt ennonıten genannt wurden, 1im Jahrhun-
ert A der chweiz vertrieben worden. S1e stellten eine homogene
ruppe dar, die nicht NUu  — Urc die gemeiınsam erlittene Geschichte MIts
einander verbunden WAÄlL, sondern auch AI verwandtschaftliche ez1ie-
hungen. Beobachter bezeichneten S1C deshalb als Familienkirche. Diesel-
ben Merkmale verbanden diese Mennoniten miıt denen der chweiz und
des Elsass (Frankreich). Die Zahl der Mennoniten Niederrhein und 1ın

10
Penner, Die OST- und westpreufßßischen Mennoniten, Weierhof 19/5

Friesen, DIie Alt-Evangelische Bruderschaft in usslan:! 9-1 Halber-
Stal 1911

EDD, Geschichte der Mennoniten in Russland, Bde., Lage
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Ostfriesland lag bei ELTW: 2 000 getauften iedern; die gröfste
in Westpreußen, 07018 Glieder gezählt wurden.

Der aufkommende Nationalismus als Paradigmenwechsel
Die französische Revolution und die auf S1C folgenden lege veränderten
die Os1ıtiıon der ennonıten in Suddeutschland aren S1C bisher och
beargwöhnte Außfsenseiter SCWECSCH, nahmen S1e 11U der Entwick-
lung der S1e umgebenden Gesellscha teil Die rechtliche Gleichstellung
er Burger unabhäng! VO deren Rasse, Klasse, Herkunft und Religi-

wurde in den Verfassungen VO Bayern, Württemberg und Baden
(wie auch in anderen westeuropäischen ändern verankert. amı WUlL-

den alte Benachteiligungen aufgehoben: Mennoniten durften sich nieder-
lassen, sS1Ce wollten; ihre Gottesdienste wurden nicht mehr überwacht:
S1E konnten Ekigentum TuUundstucken erwerben hne die trüheren E1n-
schränkungen und ussten 1U  - och dieselben Steuern WI1eE ihre Mitbür-
SCI ezanhnlen Aus Mennoniten wurden Burger, die sich ihres
Fleißes und KOonnens grofße Anerkennung und Achtung erwarben. Im
selben alse WwW1€ der aulßsere Druck nachlıe  9 öffneten sS1Ce sich für AN:
sichten, die aufserhalb ihres bisherigen OTrl1zontes agen Das galt auch
für viele täuferischen Grundsätze, W1€e die Wehrlosigkeit der die Ge-
meindezucht, die 1U in den Hintergrund tiraten

Der VO Aufklärung und Revolution propagıerte Gedanke der olks-
SOUVerAanıtat e viele Mennoniten einem en Mais Identifi-
kation mit Staat und atıon DIie teilweise romantische ucC ach den
nationalen Wurzeln in Liedern und Märchen, die erklärung der eigenen
Geschichte, der eigenen Sprache und des eigenen Volkes („Deutschtüme-
lei‘) ließsen einen Nationalismus entstehen, der viele Mennoniten beein-
druckte Der Nationalismus wurde angetrieben BEK die Niederlage g —
SCH apoleon und die sich anschlieisenden Befreiungskrieg, Viele Men-
nonıten sahen sich in diese vaterländische Begeisterung hineingestellt
und voller Idealismus und hne Rücksicht auf die überkommene
Wehrlosigkeit in verschiedene jege.

DIie konstitutionelle Entwicklung, die AusSs Geduldeten und vielfach be-
nachteiligten Hintersassen Burger gemacht und ihnen Anerkennung
zollen begann, stärkte das Selbstbewusstsein der Mennoniten Dies ze1g
sich in zahlreichen Eingaben, die einzelne der Gemeinden Regie-
rungsstellen his hinauf den Monarchen richteten. Dabei andelte
sich nicht L1UTLE den Wehrdienst, sondern auch die Befreiung VO

(promissorischen und assertorischen) Eid, die für die Kernstücke der
mennonitischen Überzeugungen gehalten wurde und denen in jedem
alle, besonders gegenüber den staatlichen Autoritäten, festgehalten WCI-
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den sollte Dabei andeite CS sich 1im Jahrhundert eher eine radıi-
tionspflege als eine Evangelium Orlientierte Überzeugung.‘'

DIie bürgerliche Gleichberechtigung, auch für Mennoniten, wurde
ach den Freiheitskriegen weitgehend Uurc die Verfassungen in den
deutschen Staaten verwirklicht Die daraus erwachsenden Verpflichtun-
SCH wurden akzeptiert. Wer nicht wollte, wanderte ARUN  &s Die Mennoniten
passten sich Nu in vielem ihrer mgebung und unterschieden sich
auch 1in Kleidung und Sprache nicht mehr  12 Sie wurden VO ihren ach-
arn auch nicht mehr als ugewanderte betrachtet, VO  e denen S1C sich
fernhielten DIe ennoniıten ihrerseits begannen auf ihre berufliche Le1Ils-
t(ung stolz werden. Sie empfanden Genugtuung in der Anerkennung
ihrer Mitbürger, die ihre erufliche Tüchtigkeit, ihre umsichtige Recht-
schaffenheit und ihren Lebensstil pOSItLV vermerkten. Das Bewusstsein,
als Fremdlinge und Pilger UuUurc diese Welt wandern (1.Petr Z I1); das
S1Ce VOTLr Generationen erfüllt hatte, wurde 11UTL och 1in ECINEM höheren,
abstrakten inne verstanden. Sie wollten den Verpflichtungen, die S1e als
Burger übernommen hatten, nachkommen.

Ausgehend VO diesen Voraussetzungen wird die egegnung der
ennoOonıten mit dem Staat des ahrhunderts UuUurc Themen be-
sStimmt, die aufs CNGSTE mit ihrer Theologie, Geschichte und sO’7zialen S1-
uatıon verknüpft Sind:

A) 1im Vordergrund stand der Verlust der die Aufgabe der Wehrlosig-
keit,

D) gefolgt VO nicht durchdachten KOompromissen eiım Eid,
C) emühungen die Körperschaftsrechte für die Gemeinden und
d) der vereinzelt engagierten eilnahme öffentlichen Leben

Das ingen die Wehrlosigkeit”
Dabei andelte CS sich nicht schr die Gesinnung der Wehrlosigkeit
1im inne der Bergpredigt, sondern die Befreiung VO Kriegsdienst.
Das, W dS WIr heute „Friedenszeugnis14 NECNNECN, Wr damals nicht in 1C
ESs wurde versucht, einen alten Brauch iın die modernen Verhältnisse her-
ber retten, VO dem die enrheı5ass sich eın wesent-
liches Merkmal andelte, das Mennoniten VO anderen Konftessionen

Lichdi, Täaufer in Heilbronn 8-1 Bürgereid christliche eDeNnNs
LUNg, 1in Kleine Schriftenreihe des Archivs der ta: eilbronn 1978 MGBI
1978,

12 Wıe in den VETSANSCHNECN 150 Jähren In Westpreufßen wurde se1it CELW: 17580 hoch-
deutsch gepredigt, zu letztenmal soll 1812 (?) in einer Gemeinde ine holländi-
sche Predigt gehalten worden sSe1N; das Plattdeutsche hat sich in Russland erhalten,

15
nicht jedoch in Westpreulsen.

Mannhardt, DIie Wehrfreiheit der Altpreußischen Mennoniten, Marienburg
1863

14 The Mennonite Encyclopedia, Vol Scottdale 1990, „Peace“, 681
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terschied, das INa  =) aber weder theologisch MIit dem ezug auf das
och politisch mit eZug auf das Naturrecht der Gewissensfreiheit be-
gründete. Die Berufung auf die Tradition mochte für den damaligen 14
genugen; für die Mennoniten selbst Wr S1Ce jedoch wen1g, W1€ die Ent-
wicklung bis hin 1Ns rıtte Reich zeigte.

ÖSUNg der Wehrpflicht UNGC: Steuern

nter den polnischen KOnigen Wr die Wehrlosigkeit der westpreufßsi-
schen Mennoniten A vielen Gründen eın Problem ach der nektie-
LUNgsS des westlichen Polens Urc Preufßen ab 17472 anderten sich die
Verhältnisse. Der preußsische aat ahm SEINE Burger 1U mehr in An-
Spruc und orderte auch Je ach Lage Kriegsdienst VO sSEINEN Burgern.
Als die Mennoniten intervenilerten, erliefs die Regierung 1780 eın SUSC-
Nnanntes „Gnadenprivileg“. Danach wurde den Mennoniten in estpreu-
isen die Befreiung VO Wehrdienst Zahlung VO 01018 Talern
gunsten der Kadettenanstalt in Kulm zugestanden. ”” 16SsSeE Belastung rug
annnZU mit der Einschränkung eim Landerwerb Zzur Auswande-
LUNS 1ın die Ukraine zwischen 1755 und 1505 bei

Die Befreiung UVO: der Wehrpflicht 1m revolutiondren Frankreich

Als der französische „National-Convent“ dem ‚levee MAasSsse  06
die Wehrpflicht ausrief, davon auch die Mennoniten im Elsass und
der Pfalz betroffen S1e wandten sich den „Wohlfahrtsausschuss“, der
die Regierungsgeschäfte wahrnahm, und wıiesen darauf hin, 4SS S1C
des Gewissens willen keine Waffen tragen und oten könnten. Der Wohl-
fahrtsausschuss kam ihrem egehren teilweise ach und sSetIzte
August 1795 folgendes Rundschreiben in Umlauf:

“ 1ME Wiedertäufer Frankreichs, Burger, en82  Diether Qötz Lichdi  terschied, das man aber weder theologisch mit dem Bezug auf das NT  noch politisch mit Bezug auf das Naturrecht der Gewissensfreiheit be-  gründete. Die Berufung auf die Tradition mochte für den damaligen Staat  genügen; für die Mennoniten selbst war sie jedoch zu wenig, wie die Ent-  wicklung bis hin ins Dritte Reich zeigte.  4.1 Ablösung der Wehrpflicht durch Steuern  Unter den polnischen Königen war die Wehrlosigkeit der westpreußi-  schen Mennoniten aus vielen Gründen kein Problem. Nach der Annektie-  rung des westlichen Polens durch Preußen ab 1772 änderten sich die  Verhältnisse. Der preußische Staat nahm seine Bürger nun mehr in An-  spruch und forderte auch je nach Lage Kriegsdienst von seinen Bürgern.  Als die Mennoniten intervenierten, erließ die Regierung 1780 ein soge-  nanntes „Gnadenprivileg“. Danach wurde den Mennoniten in Westpreu-  ßen die Befreiung vom Wehrdienst gegen Zahlung von 5000 Talern zu-  gunsten der Kadettenanstalt in Kulm zugestanden.‘” Diese Belastung trug  dann zusammen mit der Einschränkung beim Landerwerb zur Auswande-  rung in die Ukraine zwischen 1788 und 1805 bei.  4.2 Die Befreiung von der Wehrpflicht im revolutionären Frankreich  Als der französische „National-Convent“ unter dem Motto „levee en masse“  die Wehrpflicht ausrief, waren davon auch die Mennoniten im Elsass und  der Pfalz betroffen. Sie wandten sich an den „Wohlfahrtsausschuss“, der  die Regierungsgeschäfte wahrnahm, und wiesen darauf hin, dass sie um  des Gewissens willen keine Waffen tragen und töten könnten. Der Wohl-  fahrtsausschuss kam ihrem Begehren teilweise nach und setzte am 18.  August 1793 folgendes Rundschreiben in Umlauf:  „Die Wiedertäufer Frankreichs, Bürger, haben ... uns vorgestellt, dass ihre  Gottesverehrung und Sittenlehre ihnen verböte, die Waffen zu tragen und  begehrten, dass man in den Armeen, sie zu jedem anderen Dienst gebrau-  chen möchte. Wir haben in ihnen einfache Herzen erblickt, und deswe-  gen geglaubt, dass eine gute Staatsverfassung alle Tugenden zum gemein-  schaftlichen Nutzen anwenden sollte. Wir laden euch deswegen ein, ge-  gen die Wiedertäufer die nämliche Lindigkeit und Sanftmut, welche der-  selben Charakter ist, zu bezeugen, zu verhindern, dass man sie verfolge,  und ihnen den Dienst bei den Armeen zu gestatten, den sie begehren  werden, so wie etwa Schanzen oder Straßenarbeit oder Fuhrwesen, oder  selbst zu erlauben, dass sie diesen Dienst mit Geld entrichten“ gezeichnet  Couthon, Barere, Herault, St. Just, Thuriot, Robespierre.  5  Johann Donner, Selbst-Biographie. Zum Andenken für meine lieben Kinder, Orlof-  ferfelde 1825, in: Christlicher Gemeinde-Kalender 1932.uns vorgestellt, 4SS ihre
Gottesverehrung und Sittenlehre ihnen verböte, die Waffen tragen un:!
begehrten, a4ass 18893  - in den Armeen, S1e jedem aınderen 1enst gebrau-
chen möÖchte. Wır haben in ihnen einfache Herzen erDlıc. und deswe-
SCNH geglaubt, 4SS eine gutLe Staatsverfassung alle ugenden ZU geme1n-
scha  iıchen utzen ınwenden sollte Wır en euch deswegen ein, 3 M
SCH die Wiedertäufer die namliche Lindigkeit und Sanftmut, welche der-
selben Charakter ISt, bezeugen, verhindern, A4Ss INa  ; S1Ce verfolge,
und ihnen den 1enst bei den Armeen Z gestatten, den S1C egehren
werden, W1€e ELTW:; Schanzen oder Strafßsenarbeit der Fuhrwesen, der
selbst erlauben, 4SsSs sS1C diesen 1enst mit Geld entrichten“ gezeichnet
Couthon, Barere, Herault, St Just, Thuriot, Robespierre.

15 Johann Donner, Selbst-Biographie. Zum Andenken für meıine lieben Kinder, TI1OLI-
ferfelde 1825, in Christlicher Gemeinde-Kalender 1952
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In den napoleonischen meen wurde dieser Erlass nicht mehr beachtet.
Irst ab 1963 wurde in Frankreich Kriegsdienstverweigerern eın ziviler Er-
satzdienst ermöglicht

Miıt dieser egelung WAdrL eın Weg Kriegsdienst mit der Waffe
Kriegsdienst hne affen vorgezeichnet, der 1im ahrhundert und
danach nicht 11UT in Deutschland als KOMpromi1ss, auf den sich e1' Se1-
en einliefisen, egangen wurde. Der Fehler bei dieser Lösung ISt, 4SS
dem kaa das Recht zugestanden wird, sEeEINE Burger ın das staatliche
Machtmonopol ihren illen mit einzubeziehen. Beide Verwendun-
SCH werden VO Militär kontrollie und unterliegen dem Militärrecht.

Die Ibersheimer Beschlüässe ei1ıne vergebliche Anstrengung
Der im Zeichen VO Gleichberechtigung und Befreiung wachsende atıo0-
nalismus und die damit einhergehende Integration in die Gesellschaft
lässt sich Stellenwert, den das Friedenszeugnis im und Jahr-
hundert einnahm, nachvollziehen Die Revolutionskriege zwischen 1792
und 1515 lösten eiINE groise Begeisterung für das Vaterland AdU S mıit der
olge, 4SS sich auch die Mennoniten immer mehr dem Eindruck
der Ideen VO „Gleichheit, Freiheit und Brüderlichkeit  C6 als Teil der NA-
tion egriffen, die jeden einzelnen miıt seiner SanNnzZCN Person in Anspruch
nehmen und ZU amp. für gemeinsame Ideale einsetzen konnte.

So kam C  9 4Ss auch bei den echer konservativen und zurückgezogen
eDenden Mennoniten in Süddeutschland, immer mehr sich begeistern
lieisen und nicht wenige dem Ruf den Waffen folgten Der wachsende
Nationalismus veranlasste die Altesten, rediger und Diakone, sich ZWE1-
mal und iın Ibersheim (bei W Oorms) und Beratung

reffen DIie Ergebnisse ihrer Versammlung wurde den Gemeinden
iın und rechts des Rheins bekanntgegeben und sind seither der
Bezeichnung „Ibersheimer Beschlüsse C6 in die rinnerung eingegangen.
Die Ibersheimer Beschlüsse befassten sich mıit der Gemeindezucht ANSC-
sichts der amaligen Herausforderungen. Dabei wurde der Oldaten-
dienst abgelehnt und der tauferische Grundsatz der Wehrlosigkeit betont
un: eingeschärft „Wegen der allgemeinen rangsa. und Not des olda-
tenstandes soll eın allgemeiner BufdSs-, Fast- und Bettag in en Gemein-
den diesseits inks] des Rheins und Neckar gehalten werden, damit
das allgemeine bel abgewendet werden annn  c Diese Bekräftigung der
Wehrlosigkeit 1e nicht alle JjJungen eute davon ab, Freiheitskrieg
13-1 teilzunehmen. ach dem jege wurde die Teilnahme einzel-
Iicr eher vertuscht, als 4SS die Betreffenden Aaus den Gemeinden SC
schlossen worden waren.

16 Schowalter, Die Ibersheimer Beschlüsse VO 1505 und 1805, in MGBI 1963,
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Verfassung und Gewissenspflicht
DIie Wehrlosigkeit 1e aber weiterhin eın ema2a Als die verfassung-
gebende Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche 1848 darü-
ber diskutierte, 4ass gleiche Rechte auch gleiche ichten ach sich Z.O-
SCH, meldete sich die Versammlung der Prediger, Altesten und Diakone
(insgesamt 45 ersonen, die Gemeinden der Mennoniten in Baden
und Württemberg vertraten) VO ihrem TIreffen 1im eptember 1848 in
appenau (bei Heilbronn) mit einer Eingabe die Nationalversamm-
lung WO  z

„Die Bestimmung der allgemeinen Wehrpflicht ruft 115NCIC Söhne un Bru-
der, die ihre Bürgerpflicht erfüllen aben, gleich uUu1LlScIcecnNn übrigen Mit-
brüdern ZU Wafifendienste auf. 1ese 1ISCIC Bürgerpflicht 11 aber mit
1ISCICT religiösen Verpflichtung in Widerstreit. Denn ULNSCIC religiösen
Grundsätze, die Reinheit und Einfac  el des apostolischen Urchristentums
1in Lehre und Leben erstrebend und bewahrend, ordern uns auf, in Ge-
duld tragen und 11ULr als wehrlose Christen u1l5 verteidigen.“

DIie Wehrlosigkeit wird annn och mıiıt der Verpflichtung Uurc die 4ulfe
egründet:

77 weil aber a  €s, WdS die heilige Taufe als einNne bewusste Einweihung
ZU Christentum, seinen Segnungen und Verpflichtungen unls auferlegt,84  Diether Götz Lichdi  4.4 Verfassung und Gewissenspflicht  Die Wehrlosigkeit blieb aber weiterhin ein Thema. Als die verfassung-  gebende Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche 1848 darü-  ber diskutierte, dass gleiche Rechte auch gleiche Pflichten nach sich zö-  gen, meldete sich die Versammlung der Prediger, Ältesten und Diakone  (insgesamt 45 Personen, die 12 Gemeinden der Mennoniten in Baden  und Württemberg vertraten) von ihrem Treffen im September 1848 in  Rappenau (bei Heilbronn) mit einer Eingabe an die Nationalversamm-  lung zu Wort:  „Die Bestimmung der allgemeinen Wehrpflicht ruft unsere Söhne und Brü-  der, die ihre Bürgerpflicht zu erfüllen haben, gleich unseren übrigen Mit-  brüdern zum Waffendienste auf. Diese unsere Bürgerpflicht tritt aber mit  unserer religiösen Verpflichtung in Widerstreit. Denn unsere religiösen  Grundsätze, die Reinheit und Einfachheit des apostolischen Urchristentums  in Lehre und Leben erstrebend und bewahrend, fordern uns auf, in Ge-  duld zu tragen und nur als wehrlose Christen uns zu verteidigen.“  Die Wehrlosigkeit wird dann noch mit der Verpflichtung durch die Taufe  begründet:  „:.. weil aber alles, was die heilige Taufe als eine bewusste Einweihung  zum Christentum, seinen Segnungen und Verpflichtungen uns auferlegt,  ... für uns eine Gewissenssache ist, fühlen wir uns ... in unserem Gewis-  sen beschwert ... und bitten, uns ... unsere Glaubensfreiheit ... zu wah-  ren.“ Als Ersatz boten sie eine Steuer an, wie sie auch von anderen Staa-  ten erhoben wurde.  Die Argumentation macht den Verlust an theologischer Substanz deut-  lich: Es wird eher formal mit der Tradition und einem Taufversprechen  als inhaltlich mit Christi Opfertod, der Schöpfungstheologie oder mit Got-  tes Gebot argumentiert.  Während der Verfassungsdiskussionen in der Frankfurter Paulskirche  1848 beantragte ein Danziger Abgeordneter, der nicht Mennonit war,  aber das alte Anliegen der Mennoniten wohl kannte, die Verweigerung  des Kriegsdienstes aus Gewissensgründen zuzulassen. Dem widersprach  der Mennonit und liberale Krefelder Abgeordnete Hermann von Becke-  rath‘” mit dem Hinweis auf die notwendige Ausgewogenheit von Rechten  und Pflichten.  4.5 Die „Kabinettsordre“  Der Norddeutsche Bund verfügte 1867, dass die Mennoniten sich nicht  mehr wie bisher durch eine Gebühr von der Wehrpflicht freistellen lassen  konnten. Die westpreußischen Mennoniten, die zunächst betroffen wa-  ren, drangen in Berlin vergeblich auf eine Wiederherstellung des alten  Zustandes.  17  E, Crous, Hermann von Beckerath, MGBI 1963, 12.für unls ine Gewissenssache ISt, en WIr un84  Diether Götz Lichdi  4.4 Verfassung und Gewissenspflicht  Die Wehrlosigkeit blieb aber weiterhin ein Thema. Als die verfassung-  gebende Nationalversammlung in der Frankfurter Paulskirche 1848 darü-  ber diskutierte, dass gleiche Rechte auch gleiche Pflichten nach sich zö-  gen, meldete sich die Versammlung der Prediger, Ältesten und Diakone  (insgesamt 45 Personen, die 12 Gemeinden der Mennoniten in Baden  und Württemberg vertraten) von ihrem Treffen im September 1848 in  Rappenau (bei Heilbronn) mit einer Eingabe an die Nationalversamm-  lung zu Wort:  „Die Bestimmung der allgemeinen Wehrpflicht ruft unsere Söhne und Brü-  der, die ihre Bürgerpflicht zu erfüllen haben, gleich unseren übrigen Mit-  brüdern zum Waffendienste auf. Diese unsere Bürgerpflicht tritt aber mit  unserer religiösen Verpflichtung in Widerstreit. Denn unsere religiösen  Grundsätze, die Reinheit und Einfachheit des apostolischen Urchristentums  in Lehre und Leben erstrebend und bewahrend, fordern uns auf, in Ge-  duld zu tragen und nur als wehrlose Christen uns zu verteidigen.“  Die Wehrlosigkeit wird dann noch mit der Verpflichtung durch die Taufe  begründet:  „:.. weil aber alles, was die heilige Taufe als eine bewusste Einweihung  zum Christentum, seinen Segnungen und Verpflichtungen uns auferlegt,  ... für uns eine Gewissenssache ist, fühlen wir uns ... in unserem Gewis-  sen beschwert ... und bitten, uns ... unsere Glaubensfreiheit ... zu wah-  ren.“ Als Ersatz boten sie eine Steuer an, wie sie auch von anderen Staa-  ten erhoben wurde.  Die Argumentation macht den Verlust an theologischer Substanz deut-  lich: Es wird eher formal mit der Tradition und einem Taufversprechen  als inhaltlich mit Christi Opfertod, der Schöpfungstheologie oder mit Got-  tes Gebot argumentiert.  Während der Verfassungsdiskussionen in der Frankfurter Paulskirche  1848 beantragte ein Danziger Abgeordneter, der nicht Mennonit war,  aber das alte Anliegen der Mennoniten wohl kannte, die Verweigerung  des Kriegsdienstes aus Gewissensgründen zuzulassen. Dem widersprach  der Mennonit und liberale Krefelder Abgeordnete Hermann von Becke-  rath‘” mit dem Hinweis auf die notwendige Ausgewogenheit von Rechten  und Pflichten.  4.5 Die „Kabinettsordre“  Der Norddeutsche Bund verfügte 1867, dass die Mennoniten sich nicht  mehr wie bisher durch eine Gebühr von der Wehrpflicht freistellen lassen  konnten. Die westpreußischen Mennoniten, die zunächst betroffen wa-  ren, drangen in Berlin vergeblich auf eine Wiederherstellung des alten  Zustandes.  17  E, Crous, Hermann von Beckerath, MGBI 1963, 12.in I11lSsSscrem Gewis-
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PEn Als Ersatz boten S1C eine Steuer d W1€e S1Ce auch VO anderen Staa-
ten erhoben wurde.

DIie Argumentation macht den Verlust theologischer Substanz eut-
ich ES wird eher formal mit der Tradition und einem Taufversprechen
als inhaltlich mit Christi Opfertod, der Schöpfungstheologie der mıiıt (GOt-
tes argumentiert.

Während der Verfassungsdiskussionen in der Frankfurter Paulskirche
1848 beantragte ein anziıger Abgeordneter, der nicht ennOonı1ı WAdl,
aber das alte nliegen der Mennoniten ohl kannte, die Verweigerung
des Kriegsdienstes Aaus Gewissensgründen zuzulassen. Dem widersprach
der Mennonit und 1Derale eielder Abgeordnete Hermann VO Becke-
rath * mit dem Hinwels auf die notwendige Ausgewogenheit VO Rechten
un Pflichten.

Die „Kabinettsordre“

Der Norddeutsche Bund verfügte 1867, 4Ss die Mennoniten sich nicht
mehr W1€E bisher Urc eiINE Gebühr VO der Wehrpflicht freistellen lassen
konnten. DIie westpreußischen Mennoniten, die zunächst betroffen
TCN, drangen in Berlin vergeblich auf eine Wiederherstellung des alten
Zustandes.

CrOUS, ermann VO: Beckerath, MGBI 1963, 12



Von der Absonderung ZUT ANDASSUNZ S$5

S1e gaben sich SC  1e  ich mit der SOgeNaNNTLEN Kabinettsordre VO
Marz 1868 zufrieden. 1€6eSsSeE sah VOT, ass die ennonıten ZU Heer

eingezogen wurden und dienen mMussten, jedoch nicht mit der Waffe in
der Hand DIie mennonitischen Rekruten wurden hinfort als Sanitäter
und 1m „Irain“ (Nachschubwesen) eingesetzt. An der grundsätzlichen
militärischen Dienstverpflichtung Urc den Staat bestand eın Zweifel
Ahnliche Regelungen galten damals in den Niederlanden, der chweiz
und Frankreich. ine dem spateren Forsteidienst in usslan:! ıNNl ıche
LOsung frei VO der Militärbürokratie wurde nıe angestrebt. Dass
nicht alle mit dieser egelung einverstanden ze1g die Auswande-
rung VO kleinen westpreulsischen Gruppen und einigen Einzelgängern
ach Amerika.

Viele der JjJungen ennonıten wollten sich aber VO ihren Kameraden
nicht als Feiglinge ansehen lassen und dienten bei der bewaffneten Irup-

Die Gemeinde anzlıg ZOQ AUS dieser Entwicklung 1886 die ONSE-
QUCNZ und tellte in ihrer Satzung den Kriegsdienst jedem einzel-
11C1H frei: „WOo er das Vaterland die Pflicht des Militärdienstes fordert,
da geben WIr CS dem Gewissen eines jeden einzelnen anheim, in welcher
staatlich genehmigten OoOrm dieser Pflicht genugen will. “ Die Wehr-
losigkeit wurde ZUrTFC AT a des Einzelnen, die Verantwortung der Gemein-
de für das Verhalten ihrer Glieder LIrat in den Hintergrund. Die Wehr-
losigkeit wurde als uDerho angesehen; S1E genugte in den ugen der
enrhe1ı nicht mehr den Anforderungen der eıt Angesichts der er-
ländischen Begeisterung verblasste die überkommene Wehrlosigkeit, die
NUuU eher den ar  er einer folkloristischen Besonderheit annahm, als
A4ass S1e als eine ONSEQueENZ der Nachfolge Christi verstanden wurde.
TIrotzdem 15 die Wehrlosigkeit für einzelne und SANZC Gruppen ein
zentrales nliegen und veranlasste viele, in die USA (Kansas un enn-
sylvania) auszuwandern.

rsten e  jeg hat annn och ETW eın Drittel der SCZOBCNECN
Westpreußlßen VO der Vergunstigung der „Kabinettsordre“ CHNrauc g -
macht, bei den Suüddeutschen Wr das Verhältnis umgekehrt: ELW: ZWEe1
Drittel dienten als Sanıtater der eiım . 1Fain.. Nachdem die „Freiheits-
jege  C6 Beginn des Jahrhunderts die überkommene Zurüc  altung
aufzuweichen begonnen hatten, sammelten immer mehr Mennoniten mili-
taärische Erfahrungen. Mennonitische Zeitschriften veröffentlichten bis in
die Qiger Jahre Todesanzeigen und Gedenkartikel für die 1im Welt-
krieg Gefallenen Sie unterschieden sich weder in Form och Inhalt VO
Üblichen und lassen keinen ckschluss mehr auf das Friedenszeugnis
Z das 11UTLE och das Gewissen Einzelner beeinträchtigte. Die deutsche
Niederlage 1im jege 1914-18 rief eher Revanchegelüste hervor, als 4SS
S1€e Anlass SCWECSCH ware, ach Versöhnung rufen und das Friedens-
ZeUeNIS Sie widersprachen auch nicht der vorherrschenden
Meinung 1im Lande, die ach Korrektur des Versailler Friedensvertrages
drängte
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DIie Eidfrage”“
Zu den Grundsätzen schon des en Täufertums gehörte die Verweige-
rung des Eides DIie erweigerung galt zunächst dem promissorischen
Bürgereid, ”” weil der den Schwörenden in sSEIANEM zukünftigen Verhalten
festlegte. So kam CS schon früh ZUr Verweigerung des Bürgereides, der in
den Reichsstädten jahrlic einem „Schwörtag“ VO der versammelten
Bürgerschaft VOL dem urgermeister und dem Rat abgelegt werden INU

Zur Begründung die Taufer Zzume1lst die Bergpredigt (Mt 5,36
und Jak 5,12) heran. Dazu kam die Auffassung, 24SS Christus der eINZISE
Herr sel, der einen ZU Gehorsam verpilichten könne. Auf die clausula
eitr1ı (Apg 529) wurde A4Zu immer ezug SC  n Aber auch der
assertorische Eid, bei dem Gott als euge für die ahrheıit einer Aussage
VOL Gericht angerufen wurde, kam bald 1Ns 1C ach Auffassung
der Täufer Christen ohnehin zZUuU Wahrhaftigkeit und damit auf
zutreffende Aussagen verpflichtet (Mt 5,55-37)

Im Jahrhundert 1e der promissorische Eid für die Mennoniten
weitgehend hne Bedeutung, da 1Ur weniıige Mennoniten Beamte WCI-
den wollten Als die Mennoniten 1im Zuge der bürgerlichen Gleichberech-
tigung immer mehr in zivilrechtliche Händel verstrickt wurden, wurde
der assertorische Eid, der 41um eine gespielt hatte, immer
wichtiger. Da CS aber einer korporativen Vertretung der Mennoniten
weitgehend fehlte, forderten ach Einführung der verschiedenen Vertfas-
SUNSCH einzelne Mennonitengemeinden der deren rediger- und Altes-
tenversammlungen VO den zuständigen Ministerien eine Ausnahmerege-
lung für die Mennoniten Be1l den zahnlreichen Regelungen, die in den
verschiedenen deutschen Ländern hne grofise Aufwand auch annn einge-
raum wurden, WCIN1) die Zahl der Mennoniten, die S1e in Anspruch neh-
80l=  n konnten, schr gering WArL, und in Preulsen auch für die Herrnhuter
galten, wurde der Eid einen Handschlag ausgetauscht un Stel-
le der Eidesformel mıiıt Gottesbezug eiINe Beteuerung hne religiösen An-
spruch QESECTZL. Vor der Beteuerung mMuUsstie der Betreffende darüber
belehrt werden, 4SS eine Falschaussage mıiıt enselben trafen W1€ eın
eineid bedroht SsSCe1 Ahnliche Kompromisse gab CS schon 1in einzelnen
Fällen 1im Jahrhundert urpfalz, Grafschaft Holstein). Der Staat g1ine

wahr MIralso bei den Mennoniten eiım Verzicht auf die Formel ‚D

Gott helfe‘“ davon AUuUS, A4ass diese Burger sich in jedem die Wahr-
eıt hielten, auch WeCeNn S1Ce sich bei ihren Aussagen nicht zusätzlich auf

fen OOrTrNRAd Koolmann, DiIie Verpflichtung der Mennoniten Eidesstatt, Berlin
1595; Lichdi, Taufer in Heilbronn 8S-1 Bürgereid christliche Le-
bensführung, Kleine Schriftenreihe des Archives der Heilbronn 1978 MGBI
19758, T A Hertzler, Die Verweigerung des Eides, in DIie Mennoniten,
Stuttgart 1971 Fast, DIie Eidesverweigerung bei den Mennoniten, 1in MGBI
1965

19 ennY), Das Schleitheimer Bekenntniss Thayngen 1951, Artikel
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(Gott beriefen. DiIie Mennoniten mıiıt dem KOMpromıi1ss zufrieden,
hne sich die rage stellen, inW1eWENL S1Ce damit ihre ursprünglichen
Grundsätze aufgegeben hätten. Mit egung des Eides stellten s$1Ce sich
auch hne Gottesbezug auf die 1eselbe ule mIiıt denen, die „bei Gott“
schwören und auch mıit denselben trafen bei Falschaussagen be
TO Späatere Kritiker urteilten mıiıt 1C auf das Verhalten der enNnNO-
nıten im Dritten Reich“®, 4SS S1Ce mMi1t diesem Formelkompromiss ihrer Ul-

sprünglichen Überzeugungen untreu geworden seien uch für das
ahrhundert annn INa  a’ VO einer Anpassung sprechen. So wurde der
Grundsatz ZWAar immer wieder eutlic betont, aber den Anforderungen
des Verfassungsstaates entsprechend interpretiert, hne sich darüber Ge-
danken machen, A4SsSs der e1ns wesentliche Grundsatz der Eidver-
weigerung inhaltlich 11U ausgehöhlt worden Wr seINeETr formalen
Einhaltung. Das treben ach Öffentlicher Anerkennung, das oft das Auf-
treten VO ennonIıten kennzeichnete, verleitete die Glaubensgemein-
schaft Kompromissen, die S1C besser vorher grundsätzlich und nicht
1L1UTE formalen Gesichtspunkten hätten diskutieren sollen

Korporationsrecht“”
Die Mennoniten als einzelne 1U ZWAAar mit den anderen Burgern
gleichberechtigt; ihre Gemeinden jedoch P E gegenüber den evangeli-
schen Kirchen, WI1IE gegenüber der römisch-katholischen Kirche benach-
eiligt SO Wr CS vielen Orten bis zZzu Ende des Jahrhunderts für
die alteingesessenen Gemeinden nicht möglich, Versammlungshäuser
der andere kirchliche Einrichtungen als Eigentum besitzen. ES 111US55-
ten immer aushilftsweise einzelne Gemeindeglieder als FEigentumer e1IN-
springen. Auch WEenNN eINE Gemeinde Verpflichtungen ZUT rediger-
besoldung ELTW einging, konnte S1C rechtlich nicht wirksam verpflichtet
werden. Rechtlich die Gemeinden nicht 1ın der Lage, Vermächt-
NISSE, die ihnen 1im Erbfall häufig zufielen, aınzunehmen und
Da 1€es die Arbeitsfähigkeit einer Gemeinde ehinderte, beantragte die
Mennonitengemeinde anzig 1844, „Sie miıt den Rechten CNr privile-
gierten Gesellscha begnadigen“. Diesem rag wurde entsprochen,

galt aber 1L1UTLE der Danziger Gemeinde, nicht den anderen Mennoniten-
gemeinden in Preufßen. Da diese egelung VO Einzelfällen nicht eiriedi-
gend WAdl, erliefß Preuflsen 18574 eın Gesetz, das CS den einzelnen Gemein-
den grundsätzlich ermöglichte, auf Antrag öffentlich-rechtliche Körper-
chaften werden. Irst die eimMmaAarer Verfassung VO 1919 eröffnete s
ebenso den Konferenzen, also den Zusammenschlüssen VO Gemeinden,
Körperschaftsrechte erlangen und als Vertreter der Mennoniten in der
Offentlichkeit aufzutreten.

Lichdi, Mennoniten 1m ritten Reich Dokumentation und Deutung, Weier-
hofi

21 Christian Hege, Körperschaftsrechte, in Mennonitisches on, Frankfurt
1957
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Das ngagement einzelner Mennoniten 1in der „Politik“““
Mennoniten in Nordwestdeutschland und Westpreußen hatten schon 1im

ahrhundert Anteil ntlichen elangen SC und sich
auch für Amter (Deichgrafen, Ratsherren) ZULr erfügung gestellt. DIie Wn
ternehmer A ihren Reihen CS gewohnt, mit Beamten
zuarbeiten und Einfluss auszuüben. Als im Zuge der Konstitutionalisie-
rung die Burger der Gestaltung der politischen Verhältnisse MItZUWI-
ken begannen, Wr 1€es für die Mennoniıten eın Neuland WEe1 eNNO-
nıten erreichten 1m Zusammenhang miıt dem Parlament in der Pauls-
Y 18548 eine politische Bedeutung:

Hermann VO Beckera (1801-18570), dessen Familie als Textil-
industrielle in efeld ZUrLC Geltung gekommen WAdrL liberales Mit-
glie des vereinigten preufsischen Landtages VO 1847 und VO Ort CIn
Jahr spater in die verfassungsgebende Nationalversammlung, die in der
Frankfurter Paulskirche zusammengekommen WAÄTL. entsandt. Als die Ver-
sammlung sich edanken ber eiNe ach Ci1HNeTr Vereinigung
der deutschen Läiänder machte, wurde CT in diese provisorische Regierung
als inanzmınıster gewählt ach dem Scheitern der Paulskirchenvertas-
SUNgs lehnte eine Berufung des Onigs ab, in die preußsische egierung
einzutreten, weil SE1INE Auffassungen VO eCiner freiheitlich-parlamen-
tarischen Demokratie damit nicht vereinbaren konnte.

Isaak TONS (1802-18806) Wr ange N  H5G Ratsherr in Emden und VCI-

trat den e1s Ostfriesland 1849 in der Paulskirche, spater (1867)
wurde in den konstituierenden Reichstag des Norddeutschen Bundes
gewählt TONS Wr Vorsitzender des Flottenvereins für Ostfriesland und
in vielen berufsständischen Gremien atıg

Der Grundsatz politischer Enthaltsamkeit wurde VO den Nachkom:-
111C der Schweizer Brüder ZWAar nıe aufgegeben, aber 1U  — och VO

nıgen beachtet. Sie begannen, sich 11U für die Politik zunächst 1im kom-
unalen Bereich interessieren und ihr Wahlrecht wahrzunehmen.
Nur wenig 1St darüber bekannt, ob der eine der andere itglie in einer
politischen Parte1i WAdIl; dagegen wirkten S1e häufig und in erufIs
ständischen, me1ls landwirtschaftlichen Verbäiänden mıt Als Beispiele für
politische Betatigung möchte IC T1 Beispiele nennen:“*

eter Eymann (1788-1855) wurde 1855 ZU urgermeister VOoO Fran-
kenstein/Pfalz berufen Als erklärter Republikaner wurde 1848 in den
Bayerischen Landtag gewählt Als im Maı 1849 preußische Iruppen die in
der Pfalz ausgerufene epubli beendeten, wurde der Landtag aufgelöst.
Eymanns politische Laufbahn Wr damit erledigt.

aCcCo Finger (1825-1904), Rechtsanwalt A Alzey, Wr zunächst Mit-
glie des Landtages in Darmstadt und wurde annn mit der Reorganisa-

Lichdi, Zwischen Absonderung und Burgersinn, in Die rücke, Mennonıiti-
sches Gemeindeblatt, 0/1994

23 CGrOUS, ermann VO  . Beckerath, MGBI 1963,
Vgl Mennonitisches exikon, 4’ Frankfurt/Karlsruhe 1913/1967
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tion der hessisch-darmstädtischen Rechtspflege betraut. 1884 WAar

a  re lang ustizminister.
Christian Hege (1840-1907), Gutspächter in der Aahe VO Heilbronn,

wurde 1904 in den württembergischen Landtag gewählt und vertrat dort
vornehmlic landwirtschaftliche Interessen

Der Nickelstein“”
Denkmal der Ireue der der abgelegten Überzeugung?

en dem ehemaligen Versammlungshaus der Mennonitengemeinde
Schönsee (Jetzt SOSsnOwka) der eichAhse Graudenzer Niederung) steht
och heute auf einem Sockel eın schwarzer Gedenkstein, „Nickelstein“
gCeNANNL. Das Gebäude daneben dient heute als katholisches Gotteshaus.
Das Denkmal rag folgenden ext

„Abraham Nickel Aus Jamrau, Diakon der Gemeinde Schönsee, überreich-
in schwerer eıit 1im Auftrage der Mennonitengemeinden (JsSt- und West-

preufßsens dem Onig Friedrich Wilhelm 111 November 1806 in
Graudenz eine Anerbietungsurkunde ber einen freiwilligen Betrag VvOn

07018 Talern. Schönsee Juni 1911.“
Auf der Rückseite 1St lesen:

„Meıne ugen sehen ach den Ireuen im Lande! Ps 101,6
Unseren Orvatern Z Ehre, unseceIren Nachkommen ZU Vorbild“

Der Nickelstein wirft in zweierlei Hinsicht ein bemerkenswertes Licht auf
die Einstellung der OST- und westpreußischen ennonıten Da ist einmal
ihre Sichtweise AdUuS$s der eıt VOL dem Beginn der Freiheitskriege und 11U
ZU anderen ihr Verhalten 100 a  re spater kurz VOT dem e  jeg

ach der Niederlage in der aCcC VO Jena und Auerstedt (1806)
besetzte apoleon groflße eıle Preuilsens und die Hauptstadt Berlin. Der
Onig und SEINE Regierung en ach Ostpreulsen und kamen e1
6in e Westpreudßsen. Die Niederlage und die Flucht des Onigs riefen die
Hilfsbereitschaft der ennonIıten hervor, die in den Gemeinden iNnSge-
Samıt 000 IET ammeln konnten. Dies 1St bemerkenswerter als
die Mennoniten offiziell immer och der Wehrlosigkeit fes  1elten
un dafür eın jahrliches „Kadettengeld“ VO 01010 *IET die Kadetten-
anstalt Kulm ahlten und eLtiwa2a eın Drittel der Mennoniten zwischen 178558
un: 1805 auch in die Ukraine ausgewandert eın großser Teil AUS

Gewissensgründen, weil S1CE weder Militärdienste eisten och deren
Finanzierung herangezogen werden wollten Der freiwillige Betrag belief
sich also auf das sechsfache des jahrlichen „Kadettengeldes“. DIie Höhe
des etrages lässt auf einiıgen Wohlstand, auf die Einschätzung der Lage
Preuflßsens und auf die 1efIe der Anteilnahme der Mennoniten schlieisen
hne Zweifel lag ihnen daran, 4Ss die och Sar nicht alte Herrschaft
Preufßens erhalten 1e©

25 Zitiert nach GUStAaAv Keimer, W 1iıtmarsum Brasilien, ARUN 1| und Pflug“ Nr
0/1960
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DIie abe VO 1806 sollte nicht die einzige bleiben Vier a.  re spater CI-

höhten die OST- und westpreußsischen Mennoniıten die den Burgern auf-
erlegte Kriegstribution AUS$S freien tücken 10 er Als 1515 Friedrich
Wilhelm I1l seinen berühmten Aufruf „An meın Volk“ erliefs, spendeten
S1C zusätzlichen 60 07010 Gulden und 07018 en Leinwand, nachdem sS1Ce

ZULC Befreiung VO Wehrdienst 25 01018 aler zahlen und »1010 Pferde
für das Heer tellen ussten Zur Begründung teilten S1C mit

„So WIr auch gene1igt sind, für Erhaltung des Staates, der u1ls schützt und
duldet, es beizutragen, W d möglich ISt, 1st doch für u1l5 auf keine Art
möglich, irgendeinen Anteil Militärdienst nehmen, solange WwWIr Men-
nonıten Se1InN un: bleiben wollen.“

Hiıer wird die TIradition als egründung ANSCZOSCH und weder eın Y“
chologisches (Gewissen) och eın theologisches (Nachfolge risti Argu-
MmMent geNaNNLT. ES gelang Ihnen im weıteren Verlauf, die Wehrpflicht (ab

Urc zusätzliche Zahlungen 14Abzulösen.
die Übergabe der „Anerbietungsurkunde“ VO 1806 ranken sich

eine Generation spater verklärende Legenden, die auch die früh VETrSIOT-
ene KOntigin u1se mit einbeziehen. Das vaterländische eschen erfü

die Mennoniten och im Nachhinein mit grofßser Befriedigung, 4Ss
S1C die Erinnerung daran pflegten und 100 a  re spater ZUr Erinnerung
den „Nickelstein“ aAuiIstellten Be1l der Einweihung rte der anziger
Pastor Mannhardt AU  N

„darum wollen WITL, die WIr heute dem Staate auch mit der Waffe dienen,
W eın INUSS, unls freuen, a4ass uNnseIec Vorfahren ihrer Wehr-
losigkeit sich bewiesen en als un opferwillige Kinder des ater-
landes90  Diether Götz Lichdi  Die Gabe von 1806 sollte nicht die einzige bleiben. Vier Jahre später er-  höhten die ost- und westpreußischen Mennoniten die den Bürgern auf-  erlegte Kriegstribution aus freien Stücken um 10 Taler. Als 1813 Friedrich  Wilhelm II. seinen berühmten Aufruf „An mein Volk“ erließ, spendeten  sie zusätzlichen 60 000 Gulden und 6 000 Ellen Leinwand, nachdem sie  zuvor zur Befreiung vom Wehrdienst 25 000 Taler zahlen und 500 Pferde  für das Heer stellen mussten. Zur Begründung teilten sie mit:  „So wir auch geneigt sind, für Erhaltung des Staates, der uns schützt und  duldet, alles beizutragen, was möglich ist, so ist doch für uns auf keine Art  möglich, irgendeinen Anteil am Militärdienst zu nehmen, solange wir Men-  noniten sein und bleiben wollen.“  Hier wird die Tradition als Begründung angezogen und weder ein psy-  chologisches (Gewissen) noch ein theologisches (Nachfolge Christi) Argu-  ment genannt. Es gelang Ihnen im weiteren Verlauf, die Wehrpflicht (ab  1814) durch zusätzliche Zahlungen abzulösen.  Um die Übergabe der „Anerbietungsurkunde“ von 1806 ranken sich  eine Generation später verklärende Legenden, die auch die früh verstor-  bene Königin Luise mit einbeziehen. Das vaterländische Geschenk erfüll-  te die Mennoniten noch im Nachhinein mit so großer Befriedigung, dass  sie die Erinnerung daran pflegten und 100 Jahre später zur Erinnerung  den „Nickelstein“ aufstellten. Bei der Einweihung führte der Danziger  Pastor H. G. Mannhardt aus:  „darum wollen wir, die wir heute dem Staate auch mit der Waffe dienen,  wenn es sein muss, uns freuen, dass unsere Vorfahren trotz ihrer Wehr-  losigkeit sich bewiesen haben als treue und opferwillige Kinder des Vater-  landes ... [das Denkmal] sei ein Stein des Dankes für das Vätererbe from-  mer und opferwilliger Gesinnung im Dienste des Vaterlandes! Er sei ein  Stein der Mahnung für uns und unsere Kinder, mit unseren Volksgenos-  sen gemeinsam zu pfle  2  gen, Ehrfurcht vor Gott, Treue gegen den König,  Liebe zum Vaterlande!“  Der Nickelstein ist ein Zeugnis für den weiten Weg der Mennoniten von  den geduldeten Außenseitern der Gesellschaft zu den Vertretern einer  staatstreuen Gesinnung, die ihren ursprünglichen Grundsatz der Gewalt-  freiheit völlig neu interpretierte und in sein Gegenteil verkehrte. Ihr Ver-  hältnis zum Staat hatte sich grundlegend geändert; die ursprüngliche  Zurückhaltung war einer unreflektierten Bejahung, manchmal auch einer  allzu großen Begeisterung gewichen.  9. Von der Absonderung zur Anpassung  Die Mennoniten hatten ein zwiespältiges und von Skepsis geprägtes Ver-  hältnis gegenüber den verschiedenen Obrigkeiten, die sie seit ihrer Ent-  stehung verfolgt, vertrieben und diskriminiert, aber auch geduldet und  privilegiert hatten. Die Konstitutionalisierung zu Beginn des 19. Jahrhun-  26  Rede von Pastor H. G. Mannhardt, Danzig, bei der Einweihung des Nickelsteins  vor der Mennonitenkirche Schönsee bei Schöneich am 8.Juni 1911 um 10 Uhr.|das Denkmal| SC 1 eın eın des Dankes für das Vätererbe from-
INCI und opferwilliger Gesinnung im Dienste des Vaterlandes! Er SC 1 eın
eın der Mahnung für uns und uUunNnseTC Kinder, mit UuLlSCICH Volksgenos-
SC  > gemeinsam pfle IC VOTL Gott, Ireue den On1g,
Liebe ZU Vaterlande!“

Der Nickelstein 1Sst eın Zeugnis für den weıiten Weg der Mennoniten VO
den geduldeten Aufßenseitern der Gesellscha den Vertretern einer
STaatstreu Gesinnung, die ihren ursprünglichen Grundsatz der Gewalt-
freiheit völlig HE  e interpretierte und in SEIN Gegenteil verkehrte. Ihr Ver-
hältnis ZU AYaR hatte sich grundlegend geändert; die ursprüngliche
‚UFuC  altung Wr einer unreflektierten ejahung, manchmal auch einer
allzu großen Begeisterung gewichen

Von der Absonderung Zur passung
Die Mennoniten hatten eın zwiespältiges und VO Skepsis gepragtes Ver-
hältnis gegenüber den verschiedenen Obrigkeiten, die S$1C se1it ihrer Ent-
stehung verfolgt, vertrieben und diskriminiert, aber auch gedulde und
privilegiert hatten. Die Konstitutionalisierung Beginn des Jahrhun-

ede VO: Pastor an  ardt, anzlg, bei der Einweihung des Nickelsteins
VOTL der Mennonitenkirche Schönsee bei Schöneich unı 1911 Uhr.
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erts beseitigte diese ngleichheiten. DiIie ennoniten erlagen den An-
fechtungen der Gleichberechtigung und des Nationalismus und egan-
NC sich in der Gesellschaft wohlzufühlen

Zum andel der Mentalität ach 1515 gehörten aber auch Einflüsse
A anderen christlichen Kreisen So irugen die Erweckungsbewe-
SunNng und spater die Gemeinschaftsbewegung dazu Dei, das persönliche
Glaubensleben vertiefen. Dem gegenüber irat die Gemeinde als Ort
der gemeinsamen Glaubenserfahrung in den Hintergrund. DIie ONZzep-
tiıon der „Absonderun  C6 verlor ebenso Bedeutung WI1€E die täuferische
Theologie Überzeugungskraft einbülste. Die Begegnung mit Protestan-
ten weckte das Interesse lutherischer Theologie.

DIie Gemeinden behielten ZW Ar ihre überkommenen Strukturen, AanNn-
derten sich aber urc die Anstellung VO studierten und bezahlten Pre-
digern anstelle der Laienprediger und UuUurc die zunehmende Duldung
VO konftessionsverschiedenen Ehen Bisher MUusstie der VO aulsen kom:-
mende Ehepartner sich taufen lassen der das Gemeindeglied wurde Adus-

geschlossen. An dieser Entwicklung lässt sich der abnehmende tellen-
WEeTIT der Gemeinde blesen

Als Zeichen einer Öffnung der Mennoniten annn auch der zuneh-
mende Besuch VO Ööffentlichen chulen und Unıyersitaten angesehen
werden. DIie Verbreiterung VO Bildung und Ausbildung Öffnete den
Mennoniten den Weg in qualifizierte Positionen in iırtscha und WI1S-
senschaft aufserhal der überkommenen Landwirtschaft. Die ennoOonıten
wurden Mitglieder in ereinen mı1ıt en möglichen Zielen: S$1Ce begannen
Zeitung lesen und nahmen den ahlen teil

Das täuferische Selbstverständnis der Mennoniten verflachte und Pa
sich dem allgemeinen, echer protestantisch gefärbten Zeitgeist

Teilweise entstand ach 1570 eLwAas W1€ eın Kultur-Mennonitentum,
das sich ZW AAar den täuferisch-mennonitischen TIraditionen verplflichtet
e7 aber vielfache Zeichen der Verkrustung ze1

Die ursprüngliche Zurückhaltung und Furcht gegenüber dem Staat
WAar einer freudigen Zustimmung gewichen. DIie Erfahrungen AUS der
Märtyrerzeit wurden ZWAar sorgfältig gepflegt, hatten aber 1im Denken und
Verhalten keine die Gegenwart prägende Bedeutung mehr. In dem alse
W1€E die lutherische Zwei-Reiche-Theologie, in der der A als Gottes
Werkzeug fungierte, Fufs fasste, verlor die täuferische 1C in der die
CArıistliıche Gemeinde einer fein:  ichen Welt ausgesetzZt WAÄrL, ihre ber-
zeugungskratft. Das Täufertum als hermeneutisches Werkzeug für das Ver-
ständnis der Gegenwartsbedürfnisse hatte ausgedient.

Be1i den Schweizer Brüdern und den Mennoniten herrschte in keinem
Fall die Aufbruchstimmung, W1€E S1E die Freikirchen pragte, die im Laufe
des Jahrhunderts in Deutschland Fufßs fassten.


